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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales -

Tagesordnung I Punkt 12.2 der öffentlichen Sitzung am 12.05.2004  

Vorlage Nr. 03-F-02-0031

Jugendschutz
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 08.09.2003 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Magistrat wird gebeten zu berichten, ob er die Beurteilung der Suchtberatungsstelle 
des Caritasverbandes zur Gefährdung von Kindern und Jugendlichen durch sogenannte 
„Pop-Getränke“ teilt.

2. Gedenkt der Magistrat, im Rahmen von Jugendschutzmaßnahmen der besonderen 
Gefährdung zu begegnen?

3. Wann hat der Magistrat zuletzt an welchen Orten und mit welchem Ergebnis Kontrollen 
im Zuge des Jugendschutzes durchgeführt bzw. durchführen lassen?

Beschluss Nr. 0069
 
1. Das Schreiben des Dezernates VI vom 27.4.2004 wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Magistrat wird gebeten mitzuteilen, wann mit einem Bericht zu dem Antrag der CDU-
Stadtverordnetenfraktion vom 8.9.2003 zu rechnen ist.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .05.2004
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Weinerth
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .05.2004

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .05.2004
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat V
Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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